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1. Anzeige gegen Fessenheim  
Der Trinationale Atomschutzverband (TRAS) hat in seinem zweiten vollen Geschäftsjahr 
einige wichtige Etappenziele erreicht. Nach umfangreichen Vorabklärungen und 
Verzögerungen durch die Anwältin, die auf die Novellierung der französischen 
Atomgesetzgebung zurückzuführen sind, hat TRAS im Juli 2008 durch die Anwältin Corinne 
Lepage bei den französischen für die Nuklearsicherheit zuständigen Staatsministern (Herrn 
Borloo und Frau Lagarde) eine Anzeige eingereicht, mit der Forderung, das Atomkraftwerk 
Fessenheim stillzulegen. In der Anzeige werden drei Bereiche als nicht rechtskonform 
angefochten: 
 

• Erstens wird diese Basis-Atomkraftanlage ohne Berücksichtigung des neusten 
Stands der Kenntnis des mit diesem Standortbereich verbundenen Erdbebenrisikos 
betrieben,  

• Zweitens wird ausserdem das Hochwasserrisiko ausser Acht gelassen,  
• Schliesslich zeigt die Anhäufung von Zwischenfallberichten, obgleich sie nach einem 

überholten Sicherheitsbezugssystem ausgestellt worden sind, die Dringlichkeit einer 
Stilllegung dieses Atomkraftwerks. 

 
Die Klage kann umfänglich auf der Homepage von Tras eingesehen werden. 
Deutsch http://www.atomschutzverband.ch/init_download.php?id=58  
Französisch: http://www.atomschutzverband.ch/init_download.php?id=60  
 
Der Tras-Vorstand befasst sich derzeit mit zwei Folgeklagen, die noch in diesem Jahr 
nachgereicht werden sollen, insbesondere 
 

• Einer Anzeige bei der Europäischen Kommission 
• Einer Anzeige bei der Atomaufsichtsbehörde, damit die Auflagen betreffend 

Sicherheit in Fessenheim dem Stand der Technik angepasst werden. 
Mit den Zusatzklagen wird TRAS versuchen, präzisere Sicherheitsbestimmungen für 
Fessenheim zu erreichen, welche sich auf die kritischen Bereiche der radioaktiven und nicht 
radioaktiven Abwässer beziehen, das Erdbebenrisiko nach dem Stand der Technik messen 
und begrenzen sowie eine präzise Bestimmung der Widerstandsfähigkeit der Anlagen gegen 
Hochwasser vorschreiben. 
 
Die Anzeige bei den Behörden stiess in den Medien und in der Öffentlichkeit auf grosses 
Interesse. Auf die Anstrengungen von TRAS reagiert auf ihre Weise auch die Betreiberin 
Electricité de France.   
 
Sie kündigte an, im Zusammenhang mit der dritten Zehnjahresinspektion im AKW 
Fessenheim ab Herbst 2009 zehn Millionen Euro in die Widerstandsfähigkeit der Anlage 
gegen Erdbeben zu investieren, so Fessenheim-Direktor Jean-Philippe Bainier. Gleichzeitig 
hat die EDF die lange Zeit abgeschaltete Homepage des industriegesteuerten 
Umweltdachverbandes reaktiviert und pflegt ein engeres Verhältnis zur elsässischen Presse.  
Bereits nach der letzten Atom-Grosskundgebung im Elsass, die mit über 5000 Teilnehmern 
in Strassburg sehr gut besucht war, reagierte die EDF mit einer Zuwendung an die 
elsässischen Printmedien und schaltete vier ganzseitige Anzeigen in den beiden 
elsässischen Tageszeitungen. Dazu kommt natürlich noch die „Dauerwirkung“ von rund 30 
Mio. Euro, die das AKW an Zahlungen (Gewerbesteuern, Gebühren und Zuwendungen) an 
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staatliche Gremien, Gemeinden und lokale Behörden im Elsass leistet, und die die 
professionelle PR-Arbeit begleitet. 
 
In Fessenheim beginnt 2009 die nächste Zehnjahresinspektion. Tras wird versuchen, mit 
seinen Anstrengungen möglichst grosse Transparenz über die Prüfmethodik der EDF und 
der ASN zu schaffen, denn die 10-Jahresinspektion für die beiden AKW-Blöcke wird 
entscheidend dafür sein, ob eine weitere Betriebserlaubnis erteilt wird.  

2. Neues Gutachten betreffend Erdbebenrisiko 
Die Regierungen von Basel-Stadt und Jura haben auf Wunsch von TRAS ein unabhängiges 
Gutachten betreffend Erdbebenrisiken in Fessenheim erstellen lassen und dieses auch 
finanziert. Ein spezieller Dank für diese wichtige  Studie geht an die Herren André Herrmann, 
Verantwortlicher für Gesundheitsschutz Basel-Stadt, an dessen Chef, Regierungsrat Carlo 
Conti und an die jurassische Regierung.  
Die Untersuchung des Büro Resonance (Genf) vom 5. September 2007 legte offen, dass die 
französischen Aufsichtsbehörden bei der Risikoabschätzung Methoden anwenden, welche 
die reale Gefährdung durchs Band weg unterschätzen. Sie vernachlässigen namentlich die 
relativ häufigen, mittleren Erdbeben in der Nähe des Atomkraftwerks, sie unterschätzen die 
Magnitude des Referenzbebens von 1356 um einen Faktor 30 und unterschlagen die 
Gefährdungsvarianz (mögliches Auftreten stärkerer Beben als 1356). Der Bericht kann auf 
deutsch und französisch heruntergeladen werden.  
 http://www.kantonslabor-bs.ch/files/presse/93_2_Expertise-Fessenheim-d.pdf, 

 http://www.kantonslabor-bs.ch/files/presse/93_3_Expertise-Fessenheim-f.pdf  
 
So referiert der Leiter des AKW Fessenheim im Zusammenhang mit dem Erdbeben von 
Basel von 1356 in den Medien lautstark von einer angeblichen Sicherheit bei einer 
Magnitude von 6,2, während der Schweizer Experte 6,9 und weitere Quellen eine Magnitude 
von 7,4 als Wert von mittlerer Wahrscheinlichkeit für das damalige Erdbeben bezeichnen.1 
Ein weiterer Trick der französischen Behörden besteht darin, dass starke Erdbeben stets in 
gehöriger Distanz von Fessenheim unterstellt werden, nicht aber in unmittelbarer Nähe, 
obschon die Wahrscheinlichkeit eines grossen Erdbebens in Fessenheim nicht kleiner ist als 
in Basel, denn tektonisch ist der ganze Oberrheingraben ein Gebiet mit ähnlich hohem 
Erdbeben-Risiko.   
 
Die Kritik des Schweizer Experten Martin Koller im Wortlaut: 
 „Im Rahmen einer deterministischen  Sicherheitsstudie ist es wissenschaftlich nicht vertretbar, den 
optimistischsten Wert einer Serie unsicherer Werte zu verwenden, und dies um so weniger, als es sich mit M = 
6.2 um einen Wert handelt, der signifikant tiefer liegt als die Einschätzungen der Experten der anderen Länder, 
die vom 1356er-Beben betroffen sind.“ (Expertenbericht Seite 17) 
 
Zudem ist wegen der Sedimente im Rheinbecken mit einer spezifischen Verstärkung der 
Schwingungen bei Erdbeben zu rechnen, welche das Risiko weiter verstärkt:  
 

                                                 
1 Für den Wert 6,9 siehe zum Beispiel: ETH: Seismic Hazard Assessment of Switzerland 2004, 
http://www.earthquake.ethz.ch/research/Swiss_Hazard/downloads/Hazard_report_2004.pdf ,  
für den Wert von 7,4 siehe http://www.wissen.de/wde/generator/wissen/ressorts/natur/naturgewalten-
lexikon/e/index,page=1578026.html  
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„Die hauptsächlichen Ursachen für Verstärkungen infolge von Standorteffekten sind… ausgedehnte, relativ 
"weiche" Lockergesteinsschichten, die sich über einer wesentlich härteren Unterlage befinden; je ausgeprägter 
der Unterschied in der Härte – wissenschaftlich spricht man von Impedanzsprung –, desto höher die 
Wahrscheinlichkeit, dass die seismischen Bodenbewegungen an der Oberfläche wesentlich stärker ausfallen“ 
(Seite 20) 
 
Den französischen Behörden hält Koller vor, dass eine  
 
„Standortstudie, auch Mikrozonierungsstudie genannt, mit Messungen der Wellengeschwindigkeiten am Standort 
(SASW-Messungen, und/oder Messungen in einem Bohrloch) sowie mit adäquater numerischer Modellierung 
dem heutigen Stand der Technik entsprechen würde. Für den Standort des KKW Fessenheim wurde unseres 
Wissens keine solche Studie ausgeführt.“ (Seite 22)  
 
Die grundsätzliche Problematik besteht darin, dass nicht nur die Betreiber, sondern auch die 
französische Aufsichtsbehörde selber wenig zur Klärung der Verhältnisse beiträgt:  
 
 
„Obwohl die ASN eine relativ detaillierte Webseite unterhält (www.asn.fr), ist es nicht einfach, sich ein klares Bild 
zu verschaffen, was die getroffenen Entscheidungen betreffend Erdbebenwiderstand der Kraftwerke anbelangt. 
Ein Beispiel ist die Frage der Berücksichtigung eines lokalen Erdbebens (siehe Diskussion in Kapitel 2.3), welche 
aus einem auf der Webseite publizierten Dokument als Streitfrage hervorgeht, aber deren Ausgang auf der 
Webseite nicht gefunden werden kann.  
 
Aus der Diskussion der RFS2001-01 geht jedoch hervor, dass die Beurteilung des vom KKW Fessenheim 
ausgehenden Erdbebenrisikos, was die Erdbebengefährdung anbetrifft, nicht wirklich auf der Höhe der 
gegenwärtigen Kenntnisse und Praxis ist. Das Hauptproblem besteht darin, dass die Grundphilosophie der 
RFS2001- 01 zutiefst im Kenntnisstand der 70er- oder bestenfalls anfänglichen 80er-Jahre verankert ist, trotz der 
unbestreitbaren Modernisierung gewisser Punkte gegenüber ihrer Vorläuferversion.“  (Bericht Resonance Seite 
26) 
 
Die Studie des unabhängigen Büros Résonance weist darauf hin, dass eine echte 
Nachrüstung des Atomkraftwerks mehrere Hundert Millionen Euro kosten würde.  
„In den internen Notizen von EDF, die wahrscheinlich von Anfang 2003 stammen, ist von enormen Kosten die Rede, die für 
Verstärkungen notwendig würden, falls neu ein Bemessungsbeben mit einer Spitzenbeschleunigung von 0.28 g zu 
berücksichtigen wäre, wie dies Ende 2002 vom IRSN vorgeschlagen worden ist. In der Tat wurden im selben Dokument für 
Fessenheim Kosten in der Höhe von 200 Millionen Euros pro Abschnitt erwähnt.“ (Bericht Resonance Seite 28) 

Die Electricité de France hielt in den TRAS schon früher zugespielten internen Protokoll-
Kopien fest, dass sie nicht bereit sei, diese Kosten der Nachrüstung zu tragen.  
Inzwischen wurden von der Kraftwerksleitung Investitionen in die Erdbebensicherheit von 
gerade mal 10 Millionen Euro angekündigt, ein Betrag der angesichts der bestehenden 
Risiken nicht grundlegend zur Lösung der Probleme beiträgt, sondern eher kosmetischen 
Charakter hat. 
Angesichts des nachhaltigen Unwillens des Betreibers EDF und der französischen 
Aufsichtsbehörden, in diesen Fragen a) Transparenz und b) Sicherheit herzustellen, 
angesichts des Unwillens, nicht einmal die Vorschläge der französischen IRSN umzusetzen, 
die eine höhere Erdbebensicherheit anmahnte, hält es TRAS für richtig, den Weg vor die 
Gerichte einzuschlagen. Dies umso mehr als weder die in Mülhausen oder Paris, noch in 
Stuttgart oder Bern die für den Bevölkerungsschutz verantwortlichen Minister die geringsten 
Anstalten machen, für einen echten Schutz der Bevölkerung einzutreten.  
Wir veröffentlichen diesbezüglich einen Kommentar von Vorstandsmitglied Jean-Marie Brom, 
Strasbourg:  
 
Oftmals stellt sich die Frage, ob das AKW Fessenheim über einen eigentlichen Schutz gegen 
erbebenverursachte Risiken verfüge.  
 
Die typische Antwort der EDF fällt immer auf dieselbe Weise aus : Man habe den 
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angesprochenen Risiken  - wie im übrigen sämtlichen sicherheitsrelevanten Problemen – 
bereits  beim Bau des AKW gebührend Rechnung getragen. So seien die Struktur der 
Bauwerke sowie die Verankerung der kritischen Komponenten im Hinblick auf deren 
Widerstandskraft gegen sogenannte referenzträchtige Erdstösse berechnet worden, womit 
man sich im Elsaß de facto auf das Erdbeben in Basel Anno 1356 bezieht.       
 
Hierzu drängen sich unsererseits folgende Anmerkungen auf : 
 
- Es trifft zu, daß beim Bau des AKW Fessenheim das Erdbebenrisiko in das ursprüngliche 
Konzept einbezogen wurde. Desgleichen trifft zu, daß in Fessenheim seit 1977 periodisch 
Arbeiten zur Verstärkung der erdbebenbedrohten Sicherheit durchgeführt werden. Es stellt 
sich nichtsdestotrotz die Frage, ab welchem Zeitpunkt das AKW faktisch als erdbebensicher 
eingestuft werden kann. Denn entweder gilt die Aussage, daß das AKW sicher ist und also 
keinerlei rechtfertigender Nachbesserungen bedarf, oder aber die sicherheitsverstärkenden 
Tätigkeiten sind in Tat und Wahrheit ein beklemmendes Indiz dafür, daß das AKW 
keineswegs als sicher zu gelten vermag.          
 
- Ein bezeichnendes Beispiel hierfür sind die im Jahre 2000 beschlossenen Verrichtungen. 
Im Nachgang an eine Inspektion wurde damals die nationale Atomschzutzbehörde (ASN) 
über die Entdeckung „eines die Erdbebensicherheit der Kessel PTR und ASG des AKW 
Fessenhein gefährdenden Konzeptfehlers“ informiert. Es handelt sich hierbei um 
Sicherheitswasserbehälter, die im Falle eines Erdbebens beschädigt worden wären und 
dadurch ihre Funktion bei Auftreten einer Störung eingebüßt hätten. Die entsprechenden 
Korrekturmassnahmen wurden im April 2000 verfügt, so daß die aufgezeigte Abweichung 
erst im Verlaufe des Sommers selbigen Jahre als behoben betrachtet werden konnte. 
Während über zwei Jahrzehnten entsprach das AKW Fessenheim also mitnichten den 1977 
verabschiedeten Vorschriften zur Erdbebensicherheit. Angesichts dieser Situation ist es 
zumindest fragwürdig, wenn von Seiten der EDF eine generelle Risikoevaluation geltend 
gemacht wird.             
  
- Trotz der getroffenen Sicherheitsmaßnahmen und durchgeführten 
Ausbesserungsverrichtungen ist es so gut wie unmöglich, dem AKW Fessenheim eine 
hundertprozentige Erdbebensicherheit zu attestieren. Zur Überprüfung einer derartigen 
Aussage bräuchte es das Auftreten eines konkreten Ereignisses. Die eigentliche Frage 
freilich ist, ob die Auswirkungen eines Erdbebens mit der unerlässlichen sachkundigen 
Strenge analysiert und inhaltlich entsprechend begriffen worden sind. Die seinerzeitigen 
Untersuchungen gingen vom erwähnten Basler Erbeben mit einer Stärke von 7,4 Punkten 
auf der Richterskala sowie einem ca. 30 Kilometer von Fessenheim entfernten Epizentrum 
aus. Die Schlußfolgerung lautete, daß das AKW im Falle eines identischen Erdbebens 
(dieselbe Stärke, dasselbe Epizentrum) Auswirkungen entsprechend der Stärke von 6,4 
Punkten zu gewärtigen hätte. Diese Aussage mag unter rein technologischem Vorzeichen 
zutreffen – wissenschaftlich ist sie vollkommen unhaltbar. Kein Mensch vermag zum 
gegenwärtigen Zeitpunkt ernsthaft zu sagen, wo sich das Epizentrum eines künftigen 
Erdbebens befinden würde (hundert oder nur zwei Kilometer von Fessenhekm entfernt ?) 
und welcher Stärke auf der Richterskala ein solches Ereignis möglicherweise zu entsprechen 
vermöchte. Vor diesem Hintergrund stellt sich die angebliche Sicherheit des AKW als blanke 
Illusion dar, geht sie doch von einem weit zurückliegenden historischen Ereignis aus, dessen 
Tragweite nicht zuletzt dadurch gemindert wird, daß niemand ein identisches Neuauftreten 
prophezeien kann. Es ist, als ob ein Feuerwehrmann, der bis dato nur einen 
Schornsteinbrand zu bekämpfen hatte, für einen möglichen generellen Hausbrand keinerlei 
Vorkehrungen träfe, just  weil sich dieser Katastrophenfall in seinem Wirkungsfeld empirisch 
noch nie ereignet hat... 
 
- Das Kernproblem besteht in der Tatsache, daß Technik und Wissenschaft im Hinblick auf 
wichtige Eckwerte der Erdbeben weitgehend im Dunkeln tappen. Die Tragweite der vom 
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Tsunami Ende 2004 verursachten Verwüstungen legt hiervon ein beredtes Zeugnis ab. 
Angesichts des geringen Kenntnisstandes werden die denkbaren Auswirkungen von 
Erdbeben möglichst vollständig hochgerechnet und in positive präventive Maßnahmen  
umgesetzt, um dem beträchtlichen Kostenfaktor Rechnung zu tragen. Es darf ja nie außer  
acht gelassen werden, daß  der Schutz gegen Erdbeben und andere Katastrophen immer 
auch eine Frage des relativen Gleichgewichts zwischen dem technisch Machbaren und dem 
finanziell Erschwinglichen ist. Zweifelsohne könnte das AKW Fessenheim wirksamer gegen 
Erdbeben geschützt werden, doch würde der diesbezügliche Kostenfaktor die wirtschaftliche  
Ertragsfähigkeit verunmöglichen. Im Umkehrschluß ist es ein Ding barer Unmöglichkeit, die 
Kostenfolge einer Katastrophe in Fessenheim abzuschätzen, einerlei, ob ein derartiges 
Unglück auf  ein Erdbeben oder eine andere Ursache zurückzuführen wäre. 
 
Angesichts dieser ungelösten Problematik drängt sich folgendes Fazit auf: Sowohl wegen 
der generellen Unkenntnis in Zusammenhang mit erdbebenverursachten Risiken als auch 
wegen der beträchtlichen Kosten für eine vollständige Sicherheit des AKW (so es denn eine 
absolut gesetzte Sicherheit überhaupt geben sollte) wäre es seinerzeit logisch und 
angebracht gewesen, auf den Bau eines Kernkraftwerks in der Rheinsenke zu verzichten.    
Derselbe Ansatz gebietet in unseren Tagen die Stillegung des AKW Fessenheim.  

3. Zwischenfälle 
Es ereignete sich im Berichtsjahr eine grosse Zahl an Atomzwischenfällen, über die auch in 
der Tagespresse informiert wurde. Sie können hier im einzelnen nicht referiert werden. Zwei 
Ereignisse scheinen aber einer Erwähnung wert:  
 
Es gibt viele Indizien dafür, dass die Hauptaufgabe der schweizerischen Atomaufsicht darin 
zu bestehen scheint, Risiken zu verharmlosen und wichtige Ereignisse zu verstecken. Dies 
konnte nun dank den Recherchen von Tras sehr genau für einen Zwischenfall in Leibstadt 
nachgewiesen werden, wo es zu einem dramatischen Absinken des Kühlwasserfüllstandes 
kam, ohne dass die Bevölkerung zeitgerecht davon erfuhr.  
Am 6. März 2007 kam es wegen Bedienungsfehlern zu einer Schnellabschaltung des AKW 
Leibstadt. Während die Öffentlichkeit rätselte, berichtete die Atomaufsicht HSK lediglich 
davon, durch eine „falsche Handlung“ sei es „zum irrtümlichen Öffnen von Ventilen“ 
gekommen, „was zum Abblasen von Dampf aus dem Reaktordruckbehälter in die 
Druckabbaukammer führte. Folgerichtig wurde die Abschaltung des Reaktors automatisch 
ausgelöst“ (Mitteilung vom 6.3.2007) und nach INES wurde dies als Stufe 0 beurteilt. 
 
Erst über ein Jahr später erfuhr die Öffentlichkeit, versteckt auf den hinteren Seiten in einem 
dicken Aufsichtsbericht, vom Absinken des Kühlwasserstandes: „Diese zusätzliche 
Dampfabfuhr aus dem Reaktor führte zu einem raschen Absinken des Füllstandes im 
Reaktordruckbehälter….Die Hochdruck-Noteinspeisesysteme RCIC und HPCS wurden 
gestartet, ebenso die Notstromdieselgeneratoren. Die Schichtmannschaft fokussierte sich in 
der Anfangsphase auf die Sicherstellung eines genügenden Füllstands im 
Reaktordruckbehälter...“ (HSK-Aufsichtsbericht. S.60)  
Die Recherchen von Tras ergaben: Der Füllstand des Reaktors sackte um 1,80 Meter ab und 
es kam zu einem Kühlmittelverlust von über 44 m3 (Auskunft HSK 21.5.2008). 
 

Seit jeher brilliert die HSK vor allem damit, dass sie Zwischenfälle der Öffentlichkeit nicht 
meldet und als einzige Atomaufsicht Europas den Schweizer AKWs „Sicherheit vor Terror“ 
bescheinigte. In der Schweiz besteht nicht bloss grosse Freundschaft der Aufsicht zur 
Atomlobby, Komplizenschaft  wäre die richtige Charakterisierung.  
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In Frankreich machte die folgende Meldung Schlagzeilen, zu der wir einen Kommentar von 
„Criirad“ veröffentlichen:  
 
Die Firma Socatri, eine Tochtergesellschaft des Areva-Konzerns, wurde von der 
Atomschutzbehörde (ASN) angewiesen, die Tätigkeiten in einer der beiden 
Aufarbeitungsanlagen des Werkes Tricastin (Vauclus), in der am vergangenen Montag Uran 
freigesetzt wurde, sofort einzustellen. Gestern veröffentliche die Behörde hierzu einen 
alarmierenden Bericht, in dem von einer ganzen Reihe  unannehmbarer Störfälle sowie von 
gravierendem menschlichen Versagen die Rede ist. Die Folge sei nunmehr ein Vorfall bis 
dato unbekanntes Ausmaßes. Bei der Überleitung zwischen zwei Wannen habe ein defektes 
Ventil das Überlaufen einer Wanne in ein undichtes Auffangbecken verursacht und dadurch 
das Austreten von Uran ermöglicht. Zwar sei eine Störfallmeldung wegen einer übervollen 
Wanne bereits um 19 Uhr erfolgt, doch habe der Betreiber darauf nicht reagiert, unterstreicht 
die Atomschutzbehörde in ihrem Bericht.           
 
AKW Tricastin : radioaktives Leck im Werk SOCATRI (AREVA-Tochtergesellschaft) 
Das Leck verursachte die Freisetzung von mindestens 9000 MBq, was den jährlichen Höchstwert (71,7 MBq) 
hundertmal bzw. den monatlichen Höchstwert sage und schreibe siebenhundertmal überschreitet. Auch der 
volumenbezogene Höchstwert wurde buchstäblich zertrümmert: Abgang von über 300 000 Bq/l statt des 
Höchstwertes von 50 Bq/l. 
 
Gemäß Pressemitteilung der Präfekten der Departemente Drôme und Vaucluse ereignete sich der Störfall am 8. 
Juli 2008 um 6.30 Uhr vormittags. Die Frist von über sieben Stunden, die zwischen dem Störfall und der 
Weiterleitung der Information an die örtlichen Behörden verstrich (gegen 13.30 Uhr wurde der Bürgermeister von 
Lapalud informiert, wobei die Medien erst nach 16 Uhr orientiert wurden), erwies als wesentlich zu lang.  
Es sei an dieser Stelle aber auch darauf verwiesen, daß gemäss IRSN-Pressemitteilung das Überlaufen der 
Wanne offenbar bereits am 7. Juli gegen 23.30 Uhr aufgetreten ist. Die entsprechenden Ausführungen der 
Pressemitteilung sind allerdings ziemlich unklar und lassen zumindest keine nachvollziehbare Schlussfolgerung 
im Hinblick auf die Frage zu, zu welchem präzisen Zeitpunkt sich sowohl das Überlaufen der Wanne als auch  
das Leck am Auffangbecken ereignet haben. Auch ist nicht zu abzuklären, ob das Personal den Störfall sofort 
oder aber erst zu späterem Zeitpunkt festgestellt hat. Sollte es keinerlei Verzögerung gegeben haben  (bei einem 
im Werk festgestellter Störfall um 23.20 Uhr), wären die örtlichen Behörden also erst nach 14 sowie die Medien 
nach 17 Stunden über den Vorfall ins Bild gesetzt worden. Dies käme in der Tat einer beträchtlichen Verspätung 
gleich. Präventive Maßnahmen indessen erweisen sich nur dann als wirksam, wenn sie binnen kürzester Frist 
kompetent und ohne Schlendrian umgesetzt werden.  

4. Neue Atompläne in der Schweiz und Frankreich    
In Frankreich und der Schweiz wurden neue Absichtserklärungen für weitere neue 
Atomkraftwerke gerüchteweise in den Medien veröffentlicht. So hat man in 
Wirtschaftskreisen damit gerechnet, dass Präsident Sarkozy einen zweiten neuen 
Atomreaktor (nach Flammanville) mit voraussichtlicher Inbetriebnahme im Jahre 2017 
ankündigen würde. Möglicherweise wurde dieses Vorhaben durch die zahlreichen Atom-
Unfälle vom Sommer 2008 vereitelt.  
 
In der Schweiz hat als erstes Stromunternehmen die Aare-Tessin AG ein neues 
Atomkraftwerk im Gebiet Olten/Gösgen angekündigt (Gösgen 2). Ein entsprechendes 
Rahmenbewilligungsgesuch wurde beim Bundesamt für Energie eingereicht. Auch die 
Bernischen Kraftwerke und die Axpo haben angekündigt, Gesuche für neue Atomkraftwerke 
einzureichen. Sie haben dafür auch bereits PR-Organisationen engagiert, die mit 
Tarifgeldern von Kunden eine flächendeckende Kampagne für neue Atomkraftwerke in der 
Schweiz aufbauen.  
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Nach schweizerischem Recht bedarf die Rahmenbewilligung der Genehmigung durch das 
Volk, wenn ein Referendum ergriffen wird. Exponenten, die in TRAS aktiv sind, haben bereits 
Kontakt zur nationalen Stopp-Atom-Allianz geknüpft. TRAS kann sich aber mangels 
Geldmitteln derzeit nicht aktiv an den Aufwendungen gegen neue schweizerische 
Atomkraftwerke beteiligen. Der Verband kann dies erst tun, wenn er von einzelnen 
Gemeinden dafür zweckgebundene Mittel erhält.  
Vorerst möchten wir die vorhandenen Mittel für die Aktivitäten gegen das Atomkraftwerk 
Fessenheim einsetzen. Zudem wird das Bulletin “Klartext Energie” an mehrere Tausend 
Entscheidungsträger verschickt. Es geht gesamtschweizerisch auf deutsch und französisch 
an alle kantonalen, städtischen und eidgenössischen Parlamentarierinnen und 
Parlamentarier, womit eine gewisse Gegeninformation angesichts der höchst einseitigen PR-
Arbeit der Atomlobby geschaffen werden soll.  
Technisch gesehen sind die erneuerbaren Energien weltweit und in Europa nach wie vor 
sehr dynamisch auf dem Vormarsch. Das mittlere Wachstum der jährlich neu installierten 
Windkraftanlagen betrug in den letzten 10 Jahren 30 % pro Jahr. Erstmals ist die 
Windenergie an erste Stelle unter allen Kraftwerktechnologien in Europa gerückt und hat die 
Neuinstallation von Gaskraftwerken leistungsmässig überholt.  
Auch in den USA hat die Windenergie im Kraftwerksneubau bereits einen Marktanteil von 
über 35%. Setzt sich dieses Wachstum fort, worauf alles hindeutet, dann wird die 
Windenergie bis zum voraussichtlichen eidgenössischen Abstimmungstermin über ein neues 
Atomkraftwerk im Jahre 2012 in Europa einen Marktanteil von weit über 50 % im 
Kraftwerkneubau erreicht haben und möglicherweise – zusammen mit der Solarenergie –
gegen 90% der Neuanlagen bestreiten. Denn noch dynamischer als im Windsektor ist das 
Wachstum bei den Solaranlagen.  
Mit Freude durften wir feststellen, dass das deutsche Parlament die Regelungen betreffend 
Einspeisevergütungen für die Photovoltaik mit den Stimmen von SPD, Grünen und CDU 
dynamisch weiterführt, allerdings mit einer gerechtfertigten beschleunigten Absenkung der 
Vergütungen.  
In der Schweiz treten Einspeisevergütungen für erneuerbare Energien erstmals im Jahre 
2009 in Kraft. Die Mittel sind allerdings begrenzt und betragen derzeit rund 300 Millionen 
Franken pro Jahr, die für Mehrkosten von erneuerbaren Energien zur Verfügung stehen. 
Bereits sind mehrere hundert Megawatt an neuen Windturbinen und Wasserkraftwerken in 
der Schweiz angemeldet worden. Das Kontingent für Photovoltaik wurde am ersten Tag 
nach Beginn der Anmeldefrist ausgeschöpft. Bestrebungen, die Finanzierung der 
Solarenergie zu verbessern, laufen weiter. 
 
Nicht viel weniger dynamisch verläuft die Entwicklung der erneuerbaren Energien in 
Frankreich. Zahlreiche ausländische Investoren z.B. aus Spanien und Italien, investieren in 
Frankreich in Windenergie, ebenso die EDF-Tochter EDF Energies-nouvelles. Erstmals 
entsteht in Frankreich neben dem industriellen Atomkomplex eine neue industrielle Basis, die 
auf erneuerbare Energien setzt. So hat die französische Firma Alstom den spanischen 
Hersteller Ecotécnia übernommen, Areva kaufte den Hersteller von Offshore-Windanlagen 
Multibrid und der französische Kleinturbinen-Hersteller Vergnet präsentierte eine Megawatt-
Anlage. Angesichts des phantastisch guten Wind- und Solarpotentials könnte es in 
Frankreich in den nächsten Jahren möglicherweise gelingen, die erneuerbaren Energien auf 
breiter Basis zur Marktdurchdringung zu führen. Das nun auch in Frankreich erwachende 
Bewusstsein über die Risiken der Atomenergie ist dabei hilfreich, denn auf administrativer 
Ebene werden neuen Windanlagen im Elsass (wie in Baden-Württemberg und Aargau) 
immer noch zahlreiche Hürden in den Weg gelegt.    
Insgesamt können wir optimistisch sein, dass sich der Beitrag der erneuerbaren Energien in 
Frankreich, in der Schweiz und in Deutschland in den nächsten Jahren sehr schnell und in 
bedeutendem Ausmass erhöhen wird. Damit werden die nötigen Spielräume geschaffen, die 
alten Atomkraftwerke ohne Verlust an Versorgungssicherheit und ohne Erhöhung der CO2-
Emissionen schliessen zu können.  
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5. Informationstätigkeit von Tras 
Die Tras Homepage wurde im vergangenen Jahr verbessert, insbesondere werden nun alle 
Mitteilungen betreffend Zwischenfälle auf der französischen Site zeitnah aufgeschaltet.  
 
Präsident und Vize-Präsidenten von TRAS wurden im vergangenen Jahr regelmässig von 
verschiedenen Gemeinden präsent, um die Ziele und Methoden von TRAS aufzuzeigen. 
Zudem wurde mit Postversänden versucht, neue Mitglieder zu werben.  
 
Als besonders erfreulich muss gewertet werden, dass inzwischen auch Gemeinden mit einer 
starken CDU-Vertretung wie zB, Breisach unserem Schutzverband beigetreten sind. Ein 
parteiübergreifendes, gemeinsames Bedürfnis nach Sicherheit scheint zu greifen.  
In Bern reichte Nationalrat Peter Malama (FDP/Basel-Stadt) am 3. März 2008 eine 
Interpellation „KKW Fessenheim. Risikopotenzial“ ein. 
 
„Im Wissen, dass das KKW Fessenheim in einem besonders erdbebengefährdeten Oberrheingraben steht und die dort 
herrschende Hauptwindrichtung nach Basel zeigt, ist es höchst irritierend, dass aus der Sicht der betroffenen Bevölkerung auf 
eidgenössischer Seite ein gezieltes und koordiniertes Vorgehen in Bezug auf die Reduktion des Sicherheitsrisikos nach wie vor 
nicht erkennbar ist; dies, obwohl die neue wissenschaftliche Expertise unmissverständlich festhält, dass die Neubestimmung 
der Erdbebengefährdung, wie sie bis heute von Electricité de France im Hinblick auf die dritte Zehnjahreskontrolle 
vorgeschlagen worden ist, zu einer ausgeprägten Unterschätzung der Gefährdung führt und daher inakzeptabel sei.“ 

Die schweizerische Landesregierung antwortete auf die aufgeworfenen Fragen durchwegs 
ausweichend und verwies auf die zuständigen französischen Gremien.  

6. Unabhängige Beurteilung zum rechtlichen 
Vorgehen von TRAS 

An der öffentlichen Sitzung des Gemeinderates Breisach vom 19. Februar, an welcher auch 
der Präsident von TRAS anwesend war, wurde der Freiburger Rechtsanwalt Dr. Jochen 
Bauerreis eingeladen, ein Co-Referat über die Tauglichkeit der Klage von TRAS zu erstellen. 
Herr Bauerreis bestätigte in seinem Referat die Tauglichkeit des Klagevorhabens von TRAS:  
 
Das französische Recht schliesse die Klagebefugnis ausländischer Vereine nicht aus. Ein 
Klageziel und eine statthafte Klageart bestehe darin, Fessenheim wegen “gravierender 
Risiken“ zu suspendieren oder stillzulegen. Im Falle einer Ablehnung einer Anzeige könne 
gegen den Ablehnungsbescheid Klage geführt werden.  
Das Gericht könne nach allgemeinem Verwaltungsrecht zwar nicht selbst eine Entscheidung 
anstelle der Behörde erlassen. Es könne aber den ablehnenden Bescheid einer zuständigen 
Behörde aufheben und eine Frist für den Erlass eines Neubescheides einsetzen. Reagiert 
die Behörde auf den Antrag überhaupt nicht, könne gegen die hierin liegende implizite 
Ablehnung behördlichen Einschreitens.  
 
Herr Bauerreis wies auch darauf hin, dass es bisher in zwei Fällen Umweltschutzverbänden 
und Gemeinden gelungen sei, die Aufhebung bzw. Änderungen einer Betriebserlaubnis zu 
erzielen. Dies galt für das AKW Creys-Malville mit der Entscheidung des Conseil d’état vom 
27. Mai 1991 und zum zweiten Mal durch Entscheidung des Conseil d’état vom 28. Februar 
1997. Beim ersten Mal wurde die Aufhebung der Betriebserlaubnis so begründet, dass der 
Minister die Inbetriebnahme angeordnet habe, ohne dass die gesetzlichen Voraussetzungen 
dafür erfüllt gewesen seien. Beim zweiten Mal wurde die Betriebserlaubnis aufgehoben, weil 
ein Dekret des Ministers die frühere Betriebserlaubnis in so weitgehendem Masse änderte, 
dass die erneute Durchführung einer öffentlichen Anhörung erforderlich gewesen wäre. In 
beiden Fällen erfolgte die Aufhebung der Betriebserlaubnis zwar nur aus formellen Gründen. 
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Die endgültige Stilllegung des AKW Creys-Malville 1997 beruhte dann auf einer politischen 
Entscheidung der Regierung von Lionel Jospin. Insofern bestätigte Herr Bauereis die 
Auffassung von TRAS, dass ein Klageverfahren massgeblich zu einer endgültigen Stillegung 
von Fessenheim beitragen könnten. Herr Bauerreis konnte sich betreffend mögliche Dauer 
des Verfahrens betreffend Fessenheim  nicht äussern.  
 
Herr Bauerreis bestätigte in seinem Referat einmal mehr, dass für die dem TRAS 
beitretenden Gemeinden keine Haftung im Aussenverhältnis des Vereins bestehe. Das 
Risiko, dass ein Mitglied zu Zahlungen gezwungen werden kann, besteht somit nicht (eine 
Frage, die immer wieder bei Diskussionen über einen Beitritt von Gemeinden zu TRAS 
aufgeworfen wird). 
 
Der Referent in Breisach nahm auch Stellung zur Frage eines rechtlichen Vorgehens auf 
europäischer Ebene und führte aus, dass ein Antrag auf Einschreiten bei der Europäischen 
Kommission dann erfolgsversprechend sein könnte, wenn die Europäische Kommission der 
Auffassung ist, dass der Betrieb des AKW Fessenheim gegen europäisches Recht 
verstosse.  
 
Eine Betriebsaussetzung oder eine Stilllegung der Anlage von Fessenheim sei dann möglich, 
wenn gravierende Risiken für die Sicherheit, die Gesundheit, die Natur oder Umweltschutz 
bestehen. Eine Stilllegung müsste in einem solchen Fall vom Staatsrat durch Dekret 
angeordnet werden. Zuständig für den Entwurf eines Dekrets ist der für Nuklearsicherheit 
zuständige Minister. Vor Erlass des Dekrets sind Stellungnahmen des zuständigen 
Präfekten, der Commission local d’information, der Konsultativkommission für 
Nuklearanlagen und der Aufsichtsbehörde ASN einzuholen. 

7. Mitgliederstatistik 
Die Zahl der Gemeinden stieg von 46 auf 61, jene der Organisationen und Kirchgemeinden 
von 35 auf 37 und die Zahl der Einzelmitglieder beträgt per Juli 2008 97.  
 
 
CH 4144 Arlesheim 
CH 4052 Basel 
CH 4102 Binningen 
CH 4127 Birsfelden 
CH 4103 Bottmingen 
CH 4117 Burg i.L. 
CH 5077 Elfingen 
CH 3926 Embd 
CH 4107 Ettingen 
CH 2953 Fregiécourt 
CH 4438 Langenbruck 
CH 4410 Liestal 
CH 4142 Münchenstein 1 
CH 4224 Nenzlingen 
CH 4324 Obermumpf 
CH 4924 Obersteckholz 
CH 2889 Ocourt 
CH 4494 Oltingen/BL 
CH 4418 Reigoldswil 
CH 4153 Reinach 
CH 4125 Riehen 1 
CH 2827 Schelten 
CH 2805 Soyhières 
CH 8499 Sternenberg 

CH 4492 Tecknau 
CH 4456 Tenniken 
CH 4106 Therwil 
CH 2824 Vicques 
D 79424 Auggen 
D 79351 Bahlingen a.K. 
D 79282 Ballrechtren-
Dottingen 
D 79264 Bötzingen 
D 79200 Breisach a.R. 
D 79426 Buggingen 
D 79211 Denzlingen 
D 79285 Ebringen 
D 79588 Efringen-
Kirchen 
D 79238 Ehrenkirchen 
D 79356 Eichstetten am 
Kaiserstuhl 
D 79312 Emmendingen 
D 79095 Freiburg 
D 79288 Gottenheim 
D 79194 Gundelfingen 
D 79419 Heitersheim 
D 79241 Ihringen  

D 79291 Merdingen 
D 79249 Merzhausen 
D 79244 Münstertal 
D 79254 Oberried 
D 79361 Sasbach am 
Kaiserstuhl 
D 79227 Schallstadt 
D 79418 Schliengen 
D 79294 Sölden 
D 79271 St. Peter 
D 79252 Stegen 
D 79295 Sulsburg 
D 79224 Umkirch 
D 79183 Waldkirch 
D 79367 Weisweil/Rhein 
D 79297 Winden im 
Elztal 
F 68470 Mollau 
 
 
 
 



 
 
In Frankreich ist es nach wie vor schwierig, neue Mitglieder zu werben, weil die meisten 
Gemeinden in der Umgebung von Fessenheim von den Zuwendungen der EDF profitieren 
und negative Folgen bei einem Beitritt zu TRAS befürchten. Die Zusammenarbeit mit den 
französischen Umweltverbänden verläuft hingegen sehr erfreulich und problemlos. 
Der Kanton Basel-Stadt hat in Aussicht gestellt, den Subventionsvertrag für Tras zu 
erneuern. Entsprechende Verhandlungen sind noch in Gang. In Deutschland hat sich die 
Stadt Lörrach bereit erklärt, einen zweckgebunden Beitrag von 3300 Euro an die „Ermittlung 
und Beseitigung von Sicherheitsrisiken durch den Betrieb des bestehenden Atomkraftwerks 
in Fessenheim“ zu leisten. 

8. Personelles 
Die administrativen Arbeiten (Rechnung und Adressverwaltung) von TRAS werden von Frau 
M. Bur erledigt. Ein stetig ansprechbares „inhaltlich“ arbeitendes Sekretariat hat sich Tras 
bisher nicht geleistet. Die inhaltlichen Arbeiten betreffend Klagen wurden von Rudolf 
Rechsteiner und dem Präsidenten Jürg Stöcklin erledigt, letzterer zu völlig ehrenamtlichen 
Bedingungen. Rudolf Rechsteiner konnte und wollte für die sich mehrende Arbeit von Tras 
aus zeitlichen Gründen nicht länger verantwortlich sein. Im Juni 2008 wurde deshalb neu 
Frau Claudia Bürgler als Teilzeit-Sekretärin engagiert. Sie ist teilzeitlich bereits als Sekretärin 
von IPPNW tätig. Das Entgelt erfolgt nach Stundenaufwand und bewegt sich im Bereich von 
10-20% einer Vollstelle. Frau Bürgler ist dank ihrer bisherigen Tätigkeit für IPPNW 
hervorragend geeignet, die Arbeit für Tras zu erledigen.  
 
 

9. Zusammensetzung des Vorstands 
Der TRAS-Vorstand wurde an der Generalversammlung im Mai 2006 mit drei weiteren 
Mitgliedern ergänzt und setzt sich wie folgt zusammen:  
aus der Schweiz 
Prof. Dr. Jürg Stöcklin, (Präsident), Grossrat Grüne 
Margrit Bur, (Kassierin), parteilos 
Madeleine Göschke, (Vice-Präsidentin) Landrätin Grüne 
Jost Müller, WWF, Region Basel 
Edwin Mundwiler, alt Grossrat FDP 
Dr. Rudolf Rechsteiner, (Vice-Präsident) Nationalrat, SP 
David Studer, parteilos (Advokat) 
 
 
aus Frankreich 
Claude Ledergerber, (Vice-Präsident) Mitglied Commission locale de surveillance (CLS), Comité pour la 
Sauvegarde de Fessenheim et de la plaine du Rhin (CSFR) 
Dr. Jean-Marie Brom, sortir du nucléaire, Strasbourg (neu) 
Nicole Roelens, Breitenbach, Stop Fessenheim (neu) 
 
 
 
aus Deutschland 
Jean Paul Lacôte (SPD) Mitglied Commission locale de surveillance CLS  
Axel Mayer, (Vice-Präsident) Geschäftsführer, BUND 
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Gerda Stuchlik, Umweltbürgermeisterin, Freiburg i.B. 
 
Delegierter des Kanton BS 
André Herrmann, Bereichsleiter Gesundheitsschutz Basel-Stadt, nimmt als Beobachter an den 
Vorstandssitzungen teil.2 

Allen Vorstandsmitgliedern sei an dieser Stelle herzlich gedankt. 
 
 
Der Präsident 

 
Prof. Dr. Jürg Stöcklin 
Mitverfasser: Dr. Rudolf Rechsteiner   
 
 
 
Anhang 

• Jahresrechnung und Revisionsbericht 
• Brief der ASN an Stop Fessenheim betreffend Erdbebengutachten von Resonance 
• Zwischenfälle in Fessenheim nach Kategorie 1  

                                                 
2 Der Kanton Basel-Stadt leistet die statutarischen Mitgliederbeiträge auf Basis eines 
Subventionsvertrags, arbeitet im Vorstand aber nur beratend mit.  
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10. Jahresrechnung 
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11. Zwischenfälle in Fessenheim   
Im folgenden werden jene Zwischenfälle dokumentiert, die von der Fessenheim in Stufe 1 
(oder höher) auf der INES-Skala eingestuft wurden. Im Jahre 2007 ereigneten sich acht 
solche Zwischenfälle, zudem wurde ein Ereignis aus dem Jahre 2006 neu eingeschätzt (1 
statt 0). Eine umfassende Liste befindet sich auf der Tras Website auf französisch:  
http://www.atomschutzverband.ch/version-francais.html  

 Nr. 362 – 4. Januar 2007 

Fertigungseinheit Nr. 1 
Neueinschätzung auf Ebene 1 
Am 21. November 2006 gibt die Werksleitung eine Abweichung auf der Nullebene bekannt, in Zusammenhang 
mit der automatischen Abschaltung des Reaktors Nr. 1 wegen einer defekten Zelle am elektrischen Schaltbrett    
(s. Werkinfo Nr. 356 vom 23.11.2006). Dieser für die Sicherheit irrelevante Vorfall wird - wie in solchen 
Situationen allgemein üblich -  einer zusätzlichen Analyse unterworfen, deren Schlußfolgerungen mit der 
nationalen Atomschutzbehörde abgeglichen werden. Konsequenz: Die Werksleitung verfügt die Neueinschätzung 
der Abweichung auf Ebene 1 der insgesamt siebenstufigen INES-Tabelle . 

Nr. 368 – 15. Februar 2007 

Vorfall Ebene 1 
Im Anschluss an einen Vorfall vom Januar 2004 betreffend Verstopfungsgefahr der Absturzschächte des 
Wasserkreislaufs* ordnet die EDF die Nachrüstung der Filteranlagen sämtlicher AKWs bis Ende 2009 an.  
Diverse von der EDF durchgeführte Erhebungen betreffend die Funktionstüchtigkeit der Filteranlagen fördern den 
lückenhaften Charakter der bis dato verfolgten Lösungsansätze zu Tage : Die nachgerüsteten Filter behindern 
das reibungslose Funktionieren der Pumpen, die das Wasser in den Absturzschächten absaugen. Zumindest ist 
dieses Risiko bei bestimmten – wenn auch nicht sehr wahrscheinlichen – Unfallkonditionen nicht auszuschließen.    
Der oben dargestellte Lösungsansatz wurde bis dato  in den Fertigungseinheiten vom Typus 900 MW umgesetzt, 
wozu auch die Werke von Fessenheim 2005 und 2006 zählen. Die EDF beschließt die erneute Nachrüstung der 
Filter in den betroffenen Werken ohne Fristerstreckung. Diese Abweichung veranlaßt die EDF zudem, der 
nationalen Atomschutzbehörde insofern einen strukturellen Sicherheitsvorfall zu melden, als das Ereignis 
mehrere AKWs auf der Ebene 1 der insgesamt siebenstufigen INES-Tabelle betrifft.    
 
*Die Funktion der Absturzschächte besteht exklusiv darin, bei  Vorliegen eines Störfalls das leckbedingte 
Austreten des Wassers aus dem primären Kreislauf zu sammeln und es erneut zur Abkühlung des Reaktors in 
den Sicherheitskreislauf einzuspeisen.   

Nr.  375 – 5. April 2007 

Fertigungseinheit  Nr.  2 
Vorfälle Ebenen 1 et 0 
Am 24. März 2007 kommt es während der Wartungsverrichtungen zur Fehleinstellung eines Schalters auf einer 
der vier Leistungsbemessungsketten des Reaktors der Fertigungseinheit 2. Konsequenz: Die Kette, die zur 
Durchführung der Wartung abzuschalten gewesen wäre, wird erneut in Betrieb gesetzt. Vor diesem Hintergrund 
wird auch der fragliche Schalter wieder in die richtige Position gebracht. Obwohl der erwähnte Vorfall weder für 
die Sicherheit der Einrichtungen noch für die Unversehrtheit des Personals irgendwelche Konsequenzen zeitigt, 
beschließt die Werksleitung, diese Funktionsabweichung vom bestehenden Regelwerk auf die Ebene 1 zu 
setzen.    
Am 28. März wird eine periodische Überprüfung der Ketten noch vor Abschluß der erwähnten Wartungsarbeit 
durchgeführt. Nach Beendigung der Wartung wird die Übung zwecks Gewahrleistung der 
Materialfunktionstüchtigkeit wiederholt. Diese für die Sicherheit der Einrichtungen irrelevante 
Funktionsabweichung wird innerhalb der INES-Tabelle auf die Nullebene gesetzt.    

Nr. 380 – 10. Mai 2007 

Im Rahmen der zur schrittweisen Abkühlung des Hauptkreislaufes unerlässlichen Abschaltungsverrichtungen 
meldet das AKW zwei für die Sicherheit des Werks irrelevante Ereignisse.  
Am 7. Mai wird eine periodische Überprüfung eines Abschnitts innerhalb eines Sicherheitskreislaufs durchgeführt. 
Zu diesem Zweck werden bestimmte Materialien vorübergehend stillgelegt. Zwar sind die Ergebnisse der 
Überprüfung durchaus befriedigend, doch wird die notwendige Aufdatierung eines Ventils nicht durchgeführt. 
Wegen dieser Unterlassung ist der Einspeisungssicherheitskreislauf nach erfolgter Überprüfung für ein Zeitfenster 
von ca. 10 Stunden nicht verfügbar. Angesichts mangelhafter Anwendung des Funktionsregelwerks beschließt 
die Werksleitung, diese für die Sicherheit des Werks irrelevante Abweichung auf Ebene 1 der siebenstufigen 
INES-Tabelle zu setzen. 
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Nr.  381 – 16.  Mai 2007 

Im Rahmen der der Öffnung der Reaktorwanne vorgelagerten Entleerung des primären Kreislaufs wird eine 
größere Wassermenge als geplant in das für diese Zwecke vorgesehene Auffangbecken abgelassen. Mit 
Feststellung dieser Abweichung werden entsprechende Korrekturmaßnahmen in die Wege geleitet, obwohl die  
Abweichung für die Sicherheit des Werks irrelevant ist. Druck, Temperatur und Wassertand waren auch während 
der Abweichung absolut regelkonform. Trotzdem veranlasst der Qualitätsverlust während der 
Entleerungsverrichtungen die Werksleitung, der nationalen Atomschutzbehörde am 11. Mai ein Ereignis auf 
Ebene 1 der INES-Tabelle zu melden.     

Nr. 384 – 7.  Juni  2007 

Fertigungseinheit Nr. 1 
Die Wartungs- und Kontrollverrichtungen auf verschiedenen Materialien und Komponenten werden in beiden 
Fertigungseinheiten gezielt fortgesetzt. Dabei bleibt auf einem dem Hauptkreislauf angegliederten Nebenkreislauf 
ein Ventil aus Versehen in geöffneter Position. Auf diese Weise dringt bei einer Spülung zur Entmineralisierung  
Wasser in einen vom primären Kreislauf isolierten Speicher ein.      
Nach erfolgter zusätzlicher Überprüfung beschließt die Werksleitung, das Ereignis infolge ungenügender 
Beachtung des bestehenden Regelwerks auf Ebene 1 der siebenstufigen INES-Tabelle zu setzen.  
 

Nr. 386 – 21. Juni 2007 

Fertigungseinheit Nr. 2 
Vorfall Ebene 1 
Im Rahmen von Absaugverrichtungen der Belüftung des Reaktorgebäudes der Fertigungseinheit Nr. 2, wo es 
primär um die Überprüfung der Dichtheit der unmittelbaren Umgebung geht, werden nicht alle entsprechenden 
Vorschriften lückenlos eingehalten. Wie üblich wird die Luft durch die entsprechenden Filterkreisläufe abgesaugt 
und durch die zwei vorgeschriebenen Massnahmen im Rahmen der Absaugschlote überwacht. Dabei wird keine 
Abweichung festgestellt. Andererseits erweist sich im nachhinein, daß eine Belüftungskontrollmassnahme zum 
Zeitpunkt der Verrichtung nicht verfügbar war. Dieses für die Sicherheit von Einrichtungen und Umwelt irrelevante 
Ereignis veranlasst die Werksleitung, der nationalen Atomschutzbehörde infolge unvollständiger Einhaltung des 
Regelwerks ein Vorkommnis auf Ebene 1 der INES-Tabelle zu melden.          

Nr.  387 – 28.  Juni 2007 

Struktureller Vorfall  
Es geht hierbei um eine strukturelle Abweichung betreffend die Röhren im Kühlungskreislauf. Im Rahmen der 
generellen Sicherheitsüberprüfungen, die dreimal pro Jahrzehnt in sämtlichen Fertigungseinheiten vom Typus 
900 MW (und also auch in Fessenheim) durchgeführt werden, wird zu Tage gefördert, daß bei Vorliegen 
bestimmter – wenn auch höchst unwahrscheinlicher – Unfallsituationen der Untersatz der Röhren die Dichtheit 
des zwischengeschalteten Kühlungskreislaufes* nicht zu gewährleisten vermag. Sollte ein solcher Vorfall 
tatsächlich eintreten, bestünde immerhin die Möglichkeit, durch entsprechende Kontrollmassnahmen die Kühlung 
des Reaktors mittels Dampfgeneratoren sicherzustellen. Von Seiten der EDF ergeht der Beschluß, den 
Röhrenuntersatz zu verstärken. Die diesbezüglichen Änderungen erfolgen im Rahmen der nächsten 
Generalüberholungen. Dieser strukturelle Vorfall** wird der nationalen Atomschutzbehörde durch Festlegung auf 
Ebene 1 der INES-Tabrelle mitgeteilt. 
    
* Es handelt sich hierbei um die Kältequelle des Kühlungskreislaufs beim abgeschalteten Reaktor.  
**Gemeint ist ein Vorfall, der mehrere AKWs betrifft.  
 

Nr. 396 – 30. Oktober 2007 

Fertigungseinheit Nr. 1. 
Vorfall  
In der Nacht vom 23. auf den 24. Oktober wird im Rahmen der abgeschalteten Fertigungseinheit Nr. 1 bei einer 
von drei mit der Versorgung der Dampfgeneratoren betrauten Sicherheitspumpen ein Defekt festgestellt. Für 
diesen Fall gebietet das Betriebsregelwerk die Absenkung von Druck und Temperatur des primären Kreislaufs. 
Zwar erfolgt diese Maßnahme, jedoch nicht binnen vorgeschriebener Frist. Aus diesem Grunde wird der 
nationalen Atomschutzbehörde ein für die Sicherheit des Werks irrelevantes Ereignis auf Ebene 1 der 
siebenstufigen INES-Tabelle mitgeteilt. 
 


